
Entwurf der Erhaltungssatzung Wieblingen

Protokoll zur Bürgerinformation am 27.07.2015 in Heidelberg-Wieblingen
in der Mannheimer Straße 252,  
Beginn: 18 Uhr Ende: 20 Uhr 

Teilnehmer: 
Hr. Krug, Stadtplanungsamt Heidelberg
Fr. Baier, Stadtplanungsamt Heidelberg  
Hr. Rudolf, Stadtplanungsamt Heidelberg
Fr. Gebhardt, Werkstatt Organisation – Werkstatt Beratung, Heidelberg

anwesende BürgerInnen: siehe Teilnehmerliste

Frau Gebhardt begrüßt die Anwesenden. Im Anschluss stellt Fr. Baier das Ziel der Veranstaltung, 
den Zeitplan, das Verfahren und die Inhalte der Erhaltungssatzung anhand einer Power Point 
Präsentation vor.

Die Anwesenden waren in der Mehrzahl zwar für einen Schutz des Ortsbildes aber gegen das 
Instrument einer Erhaltungssatzung, insbesondere wegen des Abbruchverbots stadtbildprägender 
Gebäude sowie fehlender Fördermittel. Die Mehrkosten für die Sanierung älterer Gebäude wur-
den mehrfach in der Sitzung betont.

Bis zum Ende der Offenlage eingehende Stellungnahmen werden mit dem Ergebnis der Sitzung 
in der Abwägung zum Satzungsbeschluss dargestellt und abgewogen.
Die Fragen und Anmerkungen der anwesenden Bürger werden in einem Ergebnisprotokoll zu-
sammengefasst. 

Ergebnisprotokoll

Pro und Contra Erhaltungssatzung

Die Beweggründe des Gemeinderats für die Erhaltungssatzung werden aufgeführt 
und zwar die Bewahrung des historischen Ortsbilds. 

Ein Bürger aus Handschuhsheim warnt ausführlich vor dem Instrument einer Erhal-
tungssatzung.

Vorgeschlagene Änderungen zu den Gebietsgrenzen, hier: Wallstraße und 
Maaßstraße sowie Anmerkungen zur Broschüre

Es wird angemerkt, dass wohl eine ausreichende Anzahl an Häusern in einer Stra-
ße erhaltenswert sein muss. Die Bewertung der Gebäude in dem Kriterienplan
weist für die Wallstraße und die Maaßstraße nur wenige Gebäude auf, welche farb-
lich hervorgehoben wurden.

Erläutert wird, dass nicht alle Gebäude innerhalb eines Erhaltungsgebiets erhal-
tenswert sein müssen. Es wird aber nochmals überprüft, ob die Voraussetzungen 
für die Erhaltungssatzung in bestimmten Bereichen vorliegen und inwieweit die 
Gebietsgrenzen ggf. verkleinert werden könnten.

Es wird der Wunsch nach einer Liste mit Adresse und Bewertung des jeweiligen 
Gebäudes gewünscht, da die Karten, welche in der Broschüre abgebildet sind, 
schwer lesbar sind.  
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Wann greift die Erhaltungssatzung / Umgang mit der Erhaltungssatzung

Eine Teilnehmerin merkt an, dass es darauf ankommt, wie die Ziele der Erhal-
tungssatzung von der Verwaltung umgesetzt werden. Sie empfindet die Vorge-
hensweise der Verwaltung gegenüber ihrem Bauvorhaben - mit Abbruch des Hau-
ses - in der Klappergasse 1 als willkürlich. Insbesondere da wohl eine Scheune in 
der Mannheimer Straße abgebrochen werden durfte. 

Die Verwaltung merkt an, dass Bauvorhaben nach dem Aufstellungsbeschluss um 
ein Jahr zurückgestellt werden können. In der Regel finden zu Bauvorhaben bera-
tende Gespräche statt in denen die Anpassung an die Ziele der Erhaltungssatzung 
einvernehmlich geregelt werden können.

Bebaubarkeit der Grundstücke

Folgende Fragen wurden gestellt: Wie sind Grundstücke bebaubar (Nachverdich-
tung)? Kann eine Scheune zu Wohnzwecken umgenutzt werden? Kann ein Ge-
bäude aufgestockt werden? 

Es handelt sich hier um Einzelfallentscheidungen, die eine genauere baurechtliche 
Prüfung erfordern, Darüber hinaus wurde Folgendes ausgeführt: Neben den Zielen 
der Erhaltungssatzung ist das geltende Baurecht heranzuziehen. (Die Erhaltungs-
satzung gilt unbeschadet bestehender Bebauungspläne und der Genehmigungs-
pflicht baulicher Anlagen nach der Landesbauordnung.) 
Als Wohngebäude müssen unter bestimmten Voraussetzungen Abstandsflächen 
einhalten werden. Die Scheunen sind gemäß Erhaltungssatzung in ihrem äußeren 
Erscheinungsbild erhaltenswert, es kann aber niemandem zugemutet werden, die 
Scheune in gemäß ihrer früherer Nutzungsbestimmung zu erhalten. 
Es wird geprüft, ob eine entsprechende Textpassage zu den oben genannten Fra-
gen in der Broschüre zur Erhaltungssatzung ergänzt werden sollte.

Weiter wurde kritisiert, dass es nicht eindeutig sei wie ein Bauvorhaben beurteilt 
werden würde. Einerseits sei von Einzelfallentscheidung bei jedem Gebäude die 
Rede, andererseits dann wieder vom Straßenbild.
Seitens der Verwaltung wird geantwortet, dass es entscheidet ist, ob das Haus 
unter die Kriterien der Erhaltungssatzung fällt und wie sich eine Veränderung an 
dem Haus auf das Straßenbild auswirken würde. Beide Kriterien sind von gleich 
großer Bedeutung.
Abbruch baulicher Anlagen

Ein Teilnehmer weist auf den Widerspruch hin, dass man zwar neu bauen darf, 
aber nicht abreißen darf.

Die Verwaltung erläutert: Sofern das Gebäude nicht ortsbildtypisch und erhaltens-
wert ist kann es gemäß den Zielen der zukünftigen Erhaltungssatzung neu errich-
tet werden.

Erscheinungsbild bei Um- und Neubauten 

Es wird gefragt, ob es in der Erhaltungssatzung greifbare Kriterien gibt, was erhal-
ten werden oder bei Umbauten beachtet werden muss.
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Es wird gefragt, wie es sich mit der Erhaltungssatzung verhält, wenn man eine 
„moderne“ Fassade zurückbauen will und nach den historischen Plänen neu errich-
ten möchte. 

In einer Straße stehen überwiegend Neubauten, wie ist zu verfahren, wenn eins 
abgängig ist.

Die Verwaltung erläutert dass der Erhalt ortsbildtypischer Gebäude an erster Stelle 
steht. 

Neu und Umbauten sollen sich entsprechend der  Begründung zur Erhaltungssat-
zung, in der eine Liste mit den entsprechenden ortsbildtypischen Elementen zu 
finden ist, orientieren.

Wärmedämmung

Ein Teilnehmer erfragt inwieweit ein Gebäude gedämmt werden darf.

Die Verwaltung erläutert dass gedämmt werden darf, die Ziele der Erhaltungssat-
zung müssen hierbei beachtet werden. (Erhalt der ortsbildtypischen Architektu-
relemente)

Genehmigungsunterlagen gemäß § 172 BauGB und Kosten des Verfahrens  

Eine Frage nach der Genehmigung und Kosten für das Genehmigungsverfahren 
nach § 172 BauGB wurde gestellt.

Es wird darauf hingewiesen dass alle Änderungen am äußeren Erscheinungsbild 
genehmigungspflichtig sind auch ein Fassadenanstrich. 

Ein Bauantrag bzw. ein formloser Antrag ist einzureichen.

Hinweis: Die Frage der Kosten konnte während der Veranstaltung nicht geklärt 
werden. (Die Kosten betragen bei einer einfachen Genehmigung nach § 172 
BauGB 3 € pro 1.000 € Baukosten aber mind. 82 €, bei einer kombinierten Geneh-
migung mit Baugenehmigung reduziert sich der Betrag um die Hälfte.)

Genehmigungsfristen

Ein/e Bürger/in weist darauf hin, dass Genehmigungsfristen von der Stadtverwal-
tung häufig nicht eingehalten werden und die Erhaltungssatzung einen weiteren 
Bearbeitungsaufwand darstellt.

Gesamtanlagenschutzsatzung, Gestaltungssatzung

Das Ortsbild soll geschützt werden. Es wurde die Frage gestellt, inwieweit eine 
Gesamtanlagenschutzsatzung oder eine Gestaltungssatzung das Ortsbild bewah-
ren kann ohne das Abbrüche ortsbildtypischer Gebäude versagt werden müssen.

Die Verwaltung wird dies prüfen.

Fördermöglichkeiten bei Baumaßnahmen 

Es wird die Frage gestellt, wo die Verwaltung/ Politik den Ortskern von Wieblingen 
in 10 bis 15 Jahren sehen wird? Teilnehmer befürchten, dass es aufgrund nicht 
tragbarer Kosten zu einem Sanierungsstau kommt und junge Familien Wieblingen 
verlassen. Es wird zudem erfragt. ob es ein Förderprogramm für Eigentümer im
Erhaltungssatzungsgebiet gibt, da die Sanierung eines historischen Gebäudes mit 
Mehrkosten verbunden ist.

Die Bürger werden informiert, dass es momentan keine Fördermöglichkeiten gibt.
Die Verwaltung wird Fördermöglichkeiten prüfen.
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Beirat 

Ein Beirat für die Behandlung der Bauanträge scheint  einigen Teilnehmern als 
sinnvoll. Dieser Vorschlag wird von der Verwaltung geprüft.

Welche Möglichkeiten hat der Bürger die Erhaltungssatzung zu verhindern.

Das Prinzip der Einwendung wird erläutert, über die dann der Gemeinderat be-
schließt. Es wird auf den Beschluss des Gemeinderats von 1999 hingewiesen,
Erhaltungssatzungen in den historischen Ortskernen aufstellen zu lassen und die 
Absicht bekräftigt, die historische Struktur von Wieblingen zu erhalten.

Weiterer Termin zur Öffentlichkeitsbeteiligung

Es wurde gefragt, inwieweit ein weiterer Termin mit der Öffentlichkeit geplant sei. 
Die Verwaltung erläutert, dass kein weiterer Termin geplant ist, da auch keine wei-
teren Anmerkungen zum Entwurf der Erhaltungssatzung zu erwarten seien.

Verfahren Präklusion (Einwendungen gegen Bebauungsplanverfahren)
Die Verwaltung erläutert, dass das Verfahren analog eines Bebauungsplanverfah-
rens ausgeführt wird. Die Verfahrensschritte Aufstellungsbeschluss, Offenlage und 
Bürgerbeteiligung erfolgte freiwillig. Laut Baugesetzbuch wäre ein Satzungsbe-
schluss für die Erhaltungssatzung ausreichend.  

Inwieweit eine Präklusion bei einer Erhaltungssatzung Anwendung findet, wurde 
geprüft. Eine Präklusion (lat. Ausschluss) bestimmter Rechtshandlungen und Rech-
te hier Einwendungen kann festgelegt werden, wenn die Rechte nicht innerhalb der 
gesetzlichen Frist vor- oder wahrgenommen werden. 
Nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung gibt es im Rahmen der   Öffentlichkeit-
beteiligung bei einer Erhaltungsatzung nach § 172 BauGB keinen Ausschuss der 
Einwendungen aufgrund der Fristen. Diese Fristen gelten ausschließlich für einen 
Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35
Abs. 6 des Baugesetzbuchs.

Das Oberverwaltungsgericht entscheidet  auf Antrag über die Gültigkeit von Sat-
zungen nach BauGB, die nach Vorschriften des Baugesetzbuchs erlassen worden 
sind. 

Den Antrag kann jede natürliche oder juristische Person, die geltend macht, durch 
die Rechtsvorschriften oder deren Anwendungen in ihren Rechten verletzt zu sein 
oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden, sowie jede Behörde innerhalb eines 
Jahres nach Bekanntmachung der Satzung gemäß § 215 BauGB stellen.

Einsichtnahme des Entwurfs

Die Verwaltung weist darauf hin, dass der Entwurf der Erhaltungssatzung und die 
Begründung noch bis zum 31.08.2015 im Technischen Bürgeramt der Stadt Hei-
delberg (Prinz Carl, Kornmarkt 1) und im Internet unter 
www.heidelberg.de/bekanntmachungen einsehbar sind. Es besteht die Möglichkeit 
schriftlich oder im Technischen Bürgeramt eine Stellungnahme zur Erhaltungssat-
zung abzugeben.
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Anlagen: 1. Anwesenheitsliste
2. Power-Point mit textlicher Erläuterung  

(Auf Wunsch einer Bürgerin wird die Präsentation auf die Homepage der Stadt Hei-
delberg gestellt.)

  3. Foto der Flip-Chart mit den wichtigsten Anmerkungen 

Verteiler: Der Vermerk wird Anlage zur Vorlage zum Satzungsbeschluss und ist damit           
über das Intranet einsehbar.

Aufgestellt: Cornelia Baier am 01.08.2015 auf Grundlage der Niederschrift von Herrn Rudolf 
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Bürger 1
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Bürger2
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Bürger 3
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Bürger 4
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Bürger 5
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MahlerH
Rechteck



Bürger 7
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Vorab per Fax  
Stadt Heidelberg 
Stadtplanungsamt  
Palais Graimberg, Kornmarkt 5 
69117 Heidelberg          28.08.2015 

Entwurf der Erhaltungsatzung für Wieblingen 
-bestehende Gebäude der Klappergasse- 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
gegen den Entwurf der vorliegenden Erhaltungssatzung, betreffend unsere, in der 
Klappergasse gelegenen Gebäude, erheben wir fristgerecht Einspruch. 
Wir empfinden hierin eine Benachteiligung und Beeinträchtigung unseres Eigentums und bei 
zukünftig erforderlichen/geplanten Instandsetzungs-/Baumaßnahmen sehen wir uns 
konfrontiert mit unverhältnismäßig hohen  Auflagen und Kosten. Wir erachten die bisher 
bereits bestehenden Bauvorgaben und –auflagen für Gebäude der Klappergasse als absolut 
ausreichend, da die bestehenden Gebäude kaum mehr ihre frühere, schützenswerte Optik 
und Bauweise aufweisen. 

Heidelberg, den 28. August 2015 

Bürger 8
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Empfangsberechtigter  künftiger Korrespondenz im Auftrag aller Unterzeichner 
ist 

Herr 
Helmut Zimmermann 
Klappergasse 18 
69123 Heidelberg 
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Bürger 9
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Bürger 11
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Bürger 12
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